
 

  

S 7 KR 525/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Rheinland-Pfalz
Sozialgericht Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Rollstuhlrückhaltesystem

Hilfsmittel
Behinderungsausgleich
Grundbedürfnis
Erforderlichkeit

Leitsätze 1. Ein Rollstuhlrückhaltesystem für
Behindertentransportkraftwagen (sog.
Kraftknoten) ist ein Hilfsmittel zum
Ausgleich einer Behinderung.
2. Zur Erforderlichkeit der Versorgung im
Einzelfall.

Normenkette SGB 5 § 13 Abs 3
SGB 5 § 33 Abs 1 S 1
SGB 9 § 15 Abs 1
SGB 9 § 31 Abs 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KR 525/03
Datum 12.02.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 42/04
Datum 19.08.2005

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom
12.02.2004 â�� S 7 KR 525/03 â�� wird zurÃ¼ckgewiesen.

2. AuÃ�ergerichtliche Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:
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Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte den Rollstuhl des KlÃ¤gers mit
einem RÃ¼ckhaltesystem fÃ¼r Behindertentransportkraftwagen (sog. Kraftknoten)
auszustatten hat.

Bei dem 1959 geborenen und bei der Beklagten versicherten KlÃ¤ger besteht eine
Tetraspastik. Er lebt eigenstÃ¤ndig im Rahmen des betreuten Wohnens in einer
Wohngemeinschaft. Der KlÃ¤ger verfÃ¼gt Ã¼ber einen Selbstfahrrollstuhl, den er
innerhalb der Wohnung selbst bedienen kann. AuÃ�erhalb der Wohnung benutzt er
einen Elektrorollstuhl. Zur Arbeit in einer Behindertenwerkstatt und zurÃ¼ck wird er
von einem Behindertenfahrdienst im Rollstuhl sitzend transportiert. Seinen Hausarzt
im Nachbarort kann er mit dem Elektrorollstuhl selbstÃ¤ndig aufsuchen. Zum
Besuch anderer Ã�rzte auÃ�erhalb des Wohnortes benÃ¶tigt er einen Fahrdienst.
Eine krankengymnastische Behandlung wird an seiner Arbeitsstelle durchgefÃ¼hrt.
Gelegentlich wird er von seinem Bruder abgeholt und in dessen PKW sitzend auf
dem Beifahrersitz transportiert. Fahrkosten wurden von der Beklagten nicht
Ã¼bernommen.

Seit 01.10.1999 ist in der DIN 75078-2 fÃ¼r den Transport von Personen in
RollstÃ¼hlen in Behindertentransportkraftwagen die Ausstattung mit einem
Personen- und einem RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem vorgesehen. Ein Kraftknoten stellt
dabei der Punkt dar, in dem idealerweise die RÃ¼ckhaltekrÃ¤fte des
PersonenrÃ¼ckhaltesystems in das RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem eingeleitet werden.
An dieser Stelle im Bereich der Hinterachse ist der Rollstuhlrahmen verstÃ¤rkt und
von dort aus ist der Rollstuhl nach unten zum Fahrzeugboden hin verankert und
nach oben wird das PersonenrÃ¼ckhaltesystem mittels Gurten fixiert. Der
Kraftknoten soll im Falle eines Unfalles eine etwaige Verformung des Rollstuhls
verhindern. Die Anbauteile dieses RÃ¼ckhaltesystems kÃ¶nnen nachtrÃ¤glich am
Rollstuhl angebracht werden.

Der KlÃ¤ger beantragte bei der Beklagten im Januar 2003 die Ã�bernahme der
Kosten der NachrÃ¼stung seines Rollstuhles und legte einen Kostenvoranschlag
Ã¼ber 461,92 Euro und eine Verordnung des Dr. K vom 05.12.2002 vor. Die
Beklagte lehnte eine Kostenbeteiligung durch Bescheid vom 05.02.2003 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 02.06.2003 ab, da dadurch nicht die
medizinische Rehabilitation des KlÃ¤gers sichergestellt werden solle.

Das Sozialgericht Speyer (SG) hat die Klage durch Urteil vom 12.02.2004
abgewiesen. Das ErmÃ¶glichen des Autofahrens sei dem Bereich der sozialen oder
beruflichen Eingliederung Behinderter zuzuordnen, fÃ¼r welche die Beklagte nicht
zustÃ¤ndig sei. Der Kraftknoten ermÃ¶gliche nur eine sicherere Nutzung und sei
erst recht nicht durch die gesetzliche Krankenversicherung zur VerfÃ¼gung zu
stellen. Die Ausstattung mit dem Kraftknotensystem sei auch nicht unter dem
Gesichtspunkt der Erhaltung der GebrauchsfÃ¤higkeit des Rollstuhles gerechtfertigt,
da keine Anhaltspunkte vorlÃ¤gen, dass der Rollstuhl des KlÃ¤gers ohne dieses
Hilfsmittel hÃ¤ufigen BeschÃ¤digungen ausgesetzt sei. Das SG hat die Berufung
zugelassen.

Gegen das ihm am 28.02.2004 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 11.03.2004
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Berufung eingelegt.

Er macht geltend, dass er den Kraftknoten fÃ¼r sÃ¤mtliche Fahrten im
Behindertentransportfahrzeug, d.h. z.B. auch zu Ã�rzten, BehÃ¶rden und zur Bank,
benÃ¶tige. Damit werde es ihm ermÃ¶glicht, ein selbstÃ¤ndiges Leben zu fÃ¼hren.
AuÃ�erdem Ã¼bernÃ¤hmen die Hersteller von RollstÃ¼hlen keine Garantie fÃ¼r
SchÃ¤den an RollstÃ¼hlen, wenn die Ausstattung mit dem Kraftknoten fehle.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom 12.02.2004 â�� S 7 KR 525/03 â�� sowie
den Bescheid der Beklagten vom 05.02.2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.06.2003 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, den Rollstuhl des KlÃ¤gers mit einem RÃ¼ckhaltesystem fÃ¼r
Behindertentransportkraftwagen auszustatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie erachtet die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Zur ErgÃ¤nzung des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalte der Gerichts-
sowie der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. Er war Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht entschieden, dass
dem KlÃ¤ger gegen die Beklagte kein Anspruch auf Versorgung mit einem
RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem fÃ¼r Behindertentransportkraftwagen zusteht. Der
Bescheid vom 05.02.2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
02.06.2003 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Die Beklagte hat die Ausstattung mit diesem Hilfsmittel nicht zu Unrecht (Â§ 13 Abs.
3 Satz 2 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch â�� SGB V â�� i.V. mit Â§ 15 Abs. 1
SÃ¤tze 3 und 4 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch â�� SGB IX -) abgelehnt.
Versicherte haben nach Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V sowie nach Â§ 31 Abs. 1 SGB IX
Anspruch auf Versorgung mit Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den
Erfolg der Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung
vorzubeugen oder eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als
allgemeine GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen oder nach 
Â§ 34 Abs. 4 SGB V ausgeschlossen sind.

Ein Anspruch des KlÃ¤gers ergibt sich nicht bereits daraus, dass Dr. K hinsichtlich
der begehrten Leistung eine Ã¤rztliche Verordnung am 05.12.2002 ausgestellt hat.
Der vertragsÃ¤rztlichen Verordnung kommt bei Hilfsmitteln keine die
Leistungsverpflichtung der Beklagten verbindlich regelnde Wirkung zu (BSG, Urteil
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vom 29.09.1997 â�� 8 RKN 27/96, SozR 3 â�� 2500 Â§ 33 Nr. 25).

Dem KlÃ¤ger geht es um einen Behinderungsausgleich nach der dritten Alternative
des Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V und nach Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX. Allerdings sind
auch hierdurch nicht sÃ¤mtliche direkten und indirekten Folgen einer Behinderung
auszugleichen. Damit wÃ¼rde nÃ¤mlich der von der gesetzlichen
Krankenversicherung allein abzudeckende Bereich der medizinischen Rehabilitation
verlassen. Eine darÃ¼ber hinausgehende berufliche oder soziale Rehabilitation, die
auch die Versorgung mit einem Hilfsmittel umfassen kann, ist hingegen Aufgabe
anderer Sozialleistungssystem (BSG, Urteil vom 06.08.1998 â�� B 3 KR 3/97 R, SozR
3 â�� 2500 Â§ 33 Nr. 29). Dass der KlÃ¤ger das RÃ¼ckhaltesystem benÃ¶tigt, um
seine Arbeitsstelle zu erreichen, kann eine Leistungspflicht der Beklagten somit
nicht begrÃ¼nden.

Das vom KlÃ¤ger begehrte RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem gleicht nicht unmittelbar die
beeintrÃ¤chtigte Funktion der GliedmaÃ�en aus, sondern setzt am vom KlÃ¤ger
benutzten Rollstuhl an, ermÃ¶glicht einen sicheren Transport und gewÃ¤hrleistet
damit einen mittelbaren Ausgleich der Behinderung. Der Anspruch auf ein
Hilfsmittel umfasst dabei auch dasjenige, was erforderlich ist, um dem Versicherten
den bestimmungsgemÃ¤Ã�en Gebrauch zu ermÃ¶glichen (vgl. BSG, Urteil vom
27.11.1990 â�� 3 RK 31/89, SozR 3 â�� 2200 Â§ 182b Nr. 3 (GerÃ¤teschrank fÃ¼r
Rollstuhl); Urteil vom 14.09.1994 â�� 3/1 RK 56/93, SozR 3 â�� 2500 Â§ 33 Nr. 11
(Kosten einer gesetzlich vorgeschriebenen Haftpflichtversicherung fÃ¼r einen
Elektrorollstuhl)).

Nur mittelbar die Organfunktionen ersetzende Mittel wie das einen
Sicherheitsvorteil bietende RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem werden allerdings nur dann
als Hilfsmittel der Krankenversicherung angesehen, wenn sie die Auswirkungen der
Behinderung nicht nur in einem bestimmten Lebensbereich
(Beruf/Gesellschaft/Freizeit) sondern im gesamten tÃ¤glichen Leben beseitigen oder
mildern und damit ein "GrundbedÃ¼rfnis des tÃ¤glichen Lebens" betreffen. Nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung gehÃ¶ren zu derartigen GrundbedÃ¼rfnissen die
allgemeinen Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens wie Gehen, Stehen, Greifen,
Sehen, HÃ¶ren, Nahrungsaufnahme, Ausscheidung, elementare KÃ¶rperpflege, das
selbstÃ¤ndige Wohnen, sowie die dazu erforderliche ErschlieÃ�ung eines gewissen
kÃ¶rperlichen und geistigen Freiraums, die auch die Aufnahme von Informationen,
die Kommunikation mit Anderen zur Vermeidung von Vereinsamung sowie das
Erlernen eines lebensnotwendigen Grundwissens (Schulwissens) umfassen.
MaÃ�stab ist stets der gesunde Mensch, zu dessen GrundbedÃ¼rfnissen der kranke
und behinderte Mensch durch die medizinische Rehabilitation und mit Hilfe des von
der Krankenkasse gelieferten Hilfsmittels wieder aufschlieÃ�en soll (BSG, Urteil vom
06.08.1998 â�� B 3 KR 3/97 R, SozR 3 â�� 2200 Â§ 33 Nr. 29).

Jedoch wird das im vorliegenden Fall allein in Betracht kommende GrundbedÃ¼rfnis
der ErschlieÃ�ung eines gewissen kÃ¶rperlichen Freiraums nur im Sinne eines
Basisausgleichs der Behinderung selbst und nicht im Sinne des vollstÃ¤ndigen
Gleichziehens mit den letztlich unbegrenzten MobilitÃ¤tsmÃ¶glichkeiten des
Gesunden verstanden (BSG, Urteil vom 26.03.2003 â�� B 3 KR 23/02 R, SozR 4 â��
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2500 Â§ 33 Nr. 3). Das BSG hat zwar die BewegungsfÃ¤higkeit als GrundbedÃ¼rfnis
bejaht, aber dabei nur auf diejenigen Entfernungen abgestellt, die ein Gesunder zu
FuÃ� zurÃ¼cklegt. Soweit die Frage eines grÃ¶Ã�eren Radius Ã¼ber das zu FuÃ�
Erreichbare aufgeworfen worden ist, sind zusÃ¤tzliche qualitative Momente verlangt
worden, die ausschlieÃ�lich Jungendliche und deren Integration betrafen (BSG
a.a.O.). Bei dem 1959 geborenen KlÃ¤ger liegen solche qualitativen Gesichtspunkte
nicht vor.

Nach neuerer Rechtsprechung des BSG zÃ¤hlt aber auch das BedÃ¼rfnis, bei
Krankheit oder Behinderung Ã�rzte und Therapeuten aufzusuchen, zu den
GrundbedÃ¼rfnissen des tÃ¤glichen Lebens. Denn die notwendige medizinische
Versorgung ist grundlegende Voraussetzung, um die elementaren BedÃ¼rfnisse des
tÃ¤glichen Lebens befriedigen zu kÃ¶nnen (BSG, Urteil vom 16.09.2004 â�� B 3 KR
19/03 R, SozR 4-2500 Â§ 33 Nr. 7). Das vom KlÃ¤ger begehrte
RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem kann damit als Hilfsmittel zum Ausgleich seiner
behinderungsbedingten BeeintrÃ¤chtigung geeignet sein. Es ermÃ¶glicht den nach
der DIN 75078-2 vorgesehenen bestimmungsgemÃ¤Ã�en Gebrauch des Rollstuhls
durch eine Sicherung wÃ¤hrend des Transports in Behindertentransportkraftwagen
bei Fahrten zu Ã�rzten und Therapeuten. Dadurch wird ein mittelbarer Ausgleich
der Behinderung des KlÃ¤gers gewÃ¤hrleistet.

Ob ein Anspruch auf Versorgung mit dem grundsÃ¤tzlich als Hilfsmittel
anzusehenden RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem gegeben ist, richtet sich immer nach der
Erforderlichkeit im Einzelfall (Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V, Â§ 31 Abs. 1 SGB IX). Der
KlÃ¤ger ist jedoch bereits ausreichend mit Hilfsmitteln ausgestattet, die seine
BewegungsfÃ¤higkeit im Nahbereich seiner Wohnung gewÃ¤hrleisten. Er verfÃ¼gt
Ã¼ber einen Selbstfahrrollstuhl, den er innerhalb seiner Wohnung eigenstÃ¤ndig
benutzen kann. Mit Hilfe des Elektrorollstuhls kann er seinen Hausarzt Dr. K im
Nachbarort Offenbach eigenstÃ¤ndig aufsuchen. Er kÃ¶nnte Termine bei Ã�rzten in
seinem Wohnort wahrnehmen. Dass dies nach seinen Angaben bei ungÃ¼nstigem
Wetter und bei schlechtem Gesundheitszustand nicht mÃ¶glich ist, Ã¤ndert nichts
daran, dass er grundsÃ¤tzlich die im Nahbereich seiner Wohnung liegenden Stellen
mit den ihm zur VerfÃ¼gung stehenden Hilfsmitteln erreichen kann, an denen
AlltagsgeschÃ¤fte zu erledigen sind. Die krankengymnastische Behandlung findet
an seiner Arbeitsstelle statt. Das RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem soll damit nicht die
BewegungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers im Nahbereich seiner Wohnung aufrecht
erhalten, sondern einen Transport zu weiter entfernt liegenden Orten ermÃ¶glichen.
Da sich die Aufgabe der Krankenkassen zum Behinderungsausgleich hinsichtlich des
GrundbedÃ¼rfnisses auf Bewegung und kÃ¶rperlichen Freiraum auf den Nahbereich
beschrÃ¤nkt, steht ihm kein Anspruch auf Versorgung mit dem
RollstuhlrÃ¼ckhaltesystem zu. Das Aufsuchen von weiter entfernt praktizierenden
Ã�rzten seiner Wahl wird von der Leistungspflicht der Krankenkasse nicht umfasst.
Auf Besonderheiten des Wohnortes und -gebietes kommt es dabei nicht an (BSG,
Urteil vom 21.11.2002 â�� B 3 KR 8/02 R, verÃ¶ffentlicht in Juris).

Ein Ã¼ber die Befriedigung von GrundbedÃ¼rfnissen hinausgehender
Behinderungsausgleich ist als Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung nicht
vorgesehen. Diese Begrenzung der Leistungsverpflichtung verstÃ¶Ã�t nicht gegen
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das verfassungsrechtliche Verbot der Benachteiligung behinderter Menschen aus 
Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz (BSG, Urteil vom 16.09.2004 â�� B 3 KR 15/04 R
, verÃ¶ffentlicht in Juris).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz.

RevisionszulassungsgrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 11.11.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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